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322. Verordnung: Befähigungsnachweis für die gebundenen Gewerbe der Technischen Büros auf
bestimmten Fachgebieten

3 2 3 . Verordnung: Ausübungsregem für Immobilienmakler
3 2 4 . Verordnung: Lebensmittelgutachterverordnung

3 2 2 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 13. Juni
1978 über den Befähigungsnachweis für die
gebundenen Gewerbe der Technischen Büros

auf bestimmten Fachgebieten

Auf Grund des § 22 Abs. 3 und 8, des § 103
Abs. 1 lit. a und Abs. 2 sowie des § 352 Abs. 13
der Gewerbeordnung 1973, BGBl. Nr. 50/1974,
wird verordnet:

Erbringung des Befähigungsnachweises

§ 1. Die Befähigung für die gemäß § 103
Abs. 1 lit. a Z. 8 GewO 1973 gebundenen Ge-
werbe der Technischen Büros (Beratung, Verfas-
sung von Plänen und Berechnungen von techni-
schen Anlagen und Einrichtungen, ferner von
Maschinen und Werkzeugen) auf den Gebieten
des Maschinenbaues, der Elektrotechnik, der
technischen Chemie, der technischen Physik, des
Berg- und Hüttenwesens, des Schiffsbaues, der
Kulturtechnik sowie auf sonstigen bestimmten
Fachgebieten ist durch folgende Belege nachzu-
weisen:

1. Zeugnisse über
a) den erfolgreichen Besuch einer dem be-

stimmten Fachgebiet des jeweiligen Tech-
nischen Büros entsprechenden Studien-
richtung einer inländischen Universität
und eine mindestens dreijährige fachliche
Tätigkeit (§ 22 Abs. 2 GewO 1973)
oder

b) den erfolgreichen Besuch einer dem be-
stimmten Fachgebiet des jeweiligen Tech-
nischen Büros entsprechenden berufsbil-
denden höheren Schule und eine minde-
stens sechsjährige fachliche Tätigkeit

und

2. Zeugnis über die erfolgreich abgelegte Prü-
fung (§§ 2 bis 8).

Prüfung

§ 2. (1) Die Prüfung besteht aus einer schrift-
lichen und einer mündlichen Prüfung. Der Zeit-
raum zwischen dem Ende der schriftlichen und
dem Beginn der mündlichen Prüfung darf zwei
Stunden nicht unterschreiten und eine Woche
nicht überschreiten.

(2) Die schriftliche Prüfung hat sich auf die zur
selbständigen Ausübung jedes unter § 103 Abs. 1
lit. a Z. 8 GewO 1973 fallenden Gewerbes
notwendigen betriebswirtschaftlichen und beruf-
lich-fachlichen Kenntnisse zu erstrecken. Sie hat
je eine Prüfungtsaufgabe aus

1. den dem externen Betriebsbereich zugehöri-
gen Sachgebieten
a) Betriebskostenrechnung und Wirtschaft-

lichkeitsberechnung für eine technische
Anlage oder Einrichtung,

b) Erstellung einer Ausschreibung für eine
technische Anlage,

c) Kalkulations- und Angebotsprüfung,
d) Abrechnungsprüfung

und

2. den dem internen Betriebsbereich zugehöri-
gen Sachgebieten
a) Erstellung eines Angebotes,
b) Interne Kostenrechnung auf der Grund-

lage eines vorgegebenen Projektes,
c) Honorarabrechnung auf der Grundlage

der Honorarrichtlinien und Leistungs-
bilder der Technischen Büros,

d) Betriebsführung

zu umfassen. Die Erledigung der beiden Prü-
fungsfragen muß vom Prüfling in vier Stunden
erwartet werden können; die schriftliche Prüfung
ist nach fünf Stunden zu beenden.

(3) Die mündliche Prüfung hat sich auf die zur
selbständigen Ausübung jedes unter § 103 Abs. 1
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Mt. a Z. 8 GewO 1973 fallenden Gewerbes not-
wendigen rechtlichen Kenntnisse zu erstrecken.
Dem Prüfling sind Fragen aus dem Steuerrecht,
Arbeitsrecht einschließlich der Kollektivverträge,
Sozialversicherungsrecht und Gewerberecht ein-
schließlich der Organisation der Kammern der
gewerblichen Wirtschaft, über Grundsätze des Ge-
sellschaftsrechtes, des bürgerlichen Rechtes, des
Handelsrechtes, des Wettbewerbs rechtes und des
gewerblichen Rechtsschutzes sowie über das
Normengesetz, die Vergabenormen, das Arbeit-
nehmerschutzgesetz, die Allgemeine Dienst-
nehmerschutzverordnung und die Maschinen-
Schutzvorrichtungsverordnung zu stellen. Die
mündliche Prüfung darf außer in begründeten
Ausnahmefällen nicht kürzer als dreißig Minuten
und nicht länger als eine Stunde dauern.

Prüfungskommission

§ 3. Eines der beiden weiteren Mitglieder
(§ 352 Abs. 5 letzter Satz GewO 1973) der
Prüfungskommission muß in einem Beruf tätig
sein, für dessen Ausübung einschlägige Kenntnisse
auf dem Gebiete der Betriebswirtschaftslehre not-
wendig sind; das andere muß in einem Beruf tätig
sein, für dessen Ausübung einschlägige Kennt-
nisse auf dem Gelbiete der Rechtskunde not-
wendig sind.

Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung

§ 4. Zur Prüfung ist zuzulassen, wer durch
Zeugnisse nachweist, daß er

1. eine technische oder montanistische Studien-
richtung oder eine Studienrichtung der
Bodenkultur einer inländischen Universität
erfolgreich besucht und durch mindestens
zwei Jahre eine zur Vermittlung der zu
prüfenden Kenntnisse (§ 2 Abs. 2 und 3)
geeignete Tätigkeit ausgeübt hat oder

2. eine Höhere technische Lehranstalt erfolg-
reich besucht und durch mindestens fünf
Jahre eine Tätigkeit der in der Z. 1 ange-
führten Art ausgeübt hat.

Ansuchen um Zulassung zur Prüfung

§ 5. Dem Ansuchen um Zulassung zur Prü-
fung sind anzuschließen:

1. die dem Nachweis des Vor- und Familien-
namens dienenden Urkunden,

2. die zum Nachweis der Erfüllung der Vor-
aussetzungen für die Zulassung erforder-
lichen Belege und

3. der Nachweis über die Entrichtung der Prü-
fungsgebühr.

Ladung zur Prüfung

§ 6. Wenn der Prüfungswerber zur Prüfung zu-
gelassen worden ist, ist er von der Prüfungs-
stelle mindestens drei Wochen vor dem Prüfungs-
termin zur Prüfung zu laden. In der Ladung
sind dem Prüfungswerber Zeit und Ort der

Prüfung sowie die Gegenstände der Prüfung
(§ 2) und die zur schriftlichen Prüfung mitzu-
bringenden Unterlagen und Hilfsmittel bekannt-
zugeben.

Prüfungsgebühr
§ 7. (1) Der Prüfungswerber hat als Kosten-

beitrag zur Durchführung der Prüfung eine
Prüfungsgebühr von 10 v. H. des Gehaltes eines
Bundesbediensteten der Dienstklasse V, Gehalts-
stufe 2 einschließlich einer allfälligen Teuerungs-
zulage, aufgerundet auf einen durch fünfzig teil-
baren Schillingbetrag, an die Prüfungsstelle zu
entrichten. Wenn der Prüfungswerber die Prü-
fungsgebühr selbst zu tragen hat und nachweist,
daß die Entrichtung der Prüfungsgebühr in der
angeführten Höhe wegen seiner Einkommens-
verhältnisse oder Sorgepflichten eine erhebliche
wirtschaftliche Härte darstellt, ist die Prüfungs-
gebühr entsprechend den Einkommensverhält-
nissen und Sorgepflichten des Prüfungswerbers
bis auf zwei Fünftel des sich aus dem ersten Satz
ergebenden Betrages zu ermäßigen.

(2) Zur Bezahlung der Entschädigung an die
Mitglieder der Prüfungskommission hat die
Prüfungssteile neun Zehntel der Prüfungsgebühr
auf die Mitglieder der Prüfungskommission zu
gleichen Teilen aufzuteilen. Das verbleibende
Zehntel ist zur Abdeckung des durch die Ab-
haltung der Prüfung entstandenen sonstigen be-
sonderen Verwaltungsaufwandes zu verwenden.

(3) Die Prüfungsgebühr ist dem Prüfungs-
werber von der Prüfungsstele zur Gänze zurück-
zuerstatten, wenn der Prüfungswerber

1. zur Prüfung nicht zugelassen wird,
2. spätestens zehn Tage vor dem Prüfungster-

min die Bekanntgabe, vom Prüfungstermin
zurückzutreten, eingeschrieben zur Post gibt,
oder

3. nachweist, daß er an der termingemäßen Ab-
legung der Prüfung ohne sein Verschulden
verhindert war.

Zeugnis
§ 8. Auf Grund des Beschlusses der Prüfungs-

kommission hat die Prüfungsstelle über die be-
standene Prüfung ein Zeugnis entsprechend der
Anlage zu dieser Verordnung auszustellen (§ 350
Abs. 6 GewO 1973).

Schlußbestimmungen
§ 9. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. August

1978 in Kraft.
(2) Gemäß § 374 Abs. 3 GewO 1973 tritt

§ 13 b Abs. 6 und 7 der Gewerbeordnung in
der im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Gewerbe-
ordnung 1973 geltenden Fassung, soweit er die
Erbringung des Befähigungsnachweises für Techni-
sche Büros auf bestimmten Fachgebieten betrifft,
mit Ablauf des 31. Juli 1978 außer Kraft.

Staribacher
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Anlage

(§ 8)
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3 2 3 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 16. Juni
1978 über Ausübungsregeln für Immobilien-

makler

Auf Grund des § 69 Abs. 2 und des § 261 der
Gewerbeordnung 1973, BGBl. Nr. 50/1974,
wird verordnet:

Begriff der Vermittlung

§ 1. (1) Vermittlungen im Sinne dieser Ver-
ordnung sind die Vermittlung des Kaufes, Ver-
kaufes und Tausches von bebauten und unbe-
bauten Grundstücken einschließlich der Ver-
mittlung des Kaufes, Verkaufes und Tausches
von Wohnungen, Geschäftsräumen und Unter-
nehmen, ferner die Vermittlung von Bestand-
verträgen und sonstigen den Gebrauch oder die
Nutzung betreffenden Verträgen über Immobi-
lien einschließlich solcher Verträge über Woh-
nungen, Geschäftsräume und Unternehmen so-
wie die Vermittlung von Hypothekardarlehen.

(2) Eine Vermittlung im Sinne dieser Verord-
nung liegt auch vor, wenn der Immobilienmakler
im Namen und auf Rechnung des Auftraggebers
mit dem von ihm namhaft gemachten Interessen-
ten ein Rechtsgeschäft abschließt, das Gegen-
stand einer Vermittlung im Sinne dieser Verord-
nung sein kann.

Standesgemäßes Verhalten

§ 2. Die Immobilienmakler haben ihren Beruf
gewissenhaft mit der Sorgfalt eines ordentlichen
Kaufmannes auszuüben. Sie sind verpflichtet,
jedes standeswidrige Verhalten zu unterlassen.

§ 3. Standeswidrig ist ein Verhalten im Ge-
schäftsverkehr mit den Auftraggebern oder ein
Verhalten anderen Berufsangehörigen gegenüber,
das geeignet ist, das Ansehen des Berufsstandes
zu beeinträchtigen oder gemeinsame Interessen
des Berufsstandes zu schädigen.

§ 4. (1) Die Immobilienmakler verhalten sich
im Geschäftsverkehr mit den Auftraggebern ins-
besondere dann standeswidrig, wenn sie

1. nicht im Einverständnis mit den Verfü-
gungsberechtigten Vermittlungen anbieten
oder durchführen;

2. Vermittlungen anbieten oder durchführen,
ohne — unbeschadet der weitergehenden
Bestimmung des Abs. 2 — auf ihre Eigen-
schaft als Immobilienmakler, auf die Pro-
visionspflicht des Auftraggebers bei er-
folgreicher Vermittlung und auf die Höhe
der Provision ausdrücklich hinzuweisen;

3. einen eine Vermittlung betreffenden Auf-
trag annehmen ohne dem Auftraggeber
unverzüglich eine den Inhalt des Auftrages

wiedergebende schriftliche Auftragsbestä-
tigung zu geben;

4. Privatpersonen (§ 57 Abs. 1 GewO 1973)
in deren Wohnstätte aufsuchen, um Auf-
träge zur Vermittlung von Hypothekar-
krediten zu erhalten, ohne hiezu ausdrück-
lich aufgefordert worden zu sein;

5. einen eine Vermittlung betreffenden Auf-
trag annehmen, ohne vorher dem Auf-
traggeber eine schriftliche Übersicht über
sämtliche dem Auftraggeber durch den
Abschluß des betreffenden Rechtsgeschäf-
tes (Kauf, Miete o. dgl.) voraussichtlich
erwachsenden Kosten einschließlich der
Höhe der Provision oder der sonstigen
Vergütung für die Vermittlung gegeben
zu haben (Abs. 4);

6. einen Alleinvermittlungsauftrag annehmen,
ohne mit dem Auftraggeber schriftlich zu
vereinbaren, daß nach Ablauf einer in der
Vereinbarung — gegebenenfalls unter Be-
achtung der Abs. 5, 6 und 7 — festzulegen-
den Frist der Auftraggeber, wenn bis dahin
keine erfolgreiche Vermittlung zustande-
gekommen ist, nicht mehr an den Auftrag
gebunden ist;

7. Vermittlungen betreffend Häuser, Woh-
nungen oder sonstige Räumlichkeiten, die
unter Inanspruchnahme öffentlicher Wohn-
bauförderungsmittel errichtet wurden oder
werden und im Baurecht oder im Eigentum
des ursprünglichen Förderungsnehmers ste-
hen, ohne ausdrücklichen schriftlichen Auf-
trag des ursprünglichen Förderungsnehmers
anbieten oder durchführen, es sei denn,
daß die Förderungsmittel zur Gänze zurück-
bezahlt worden sind;

8. eine Zahlung für den Auftraggeber oder
für den mit diesem zusammengeführten
Interessenten annehmen, ohne hiezu er-
mächtigt zu sein;

9. einen über den vom Auftraggeber für den
Verkauf festgelegten Mindestbetrag er-
zielten Betrag (Mehrbetrag) nicht weiter-
verrechnen oder einen wenn auch unter
dem vom Auftraggeber für den Ankauf
festgelegten Höchstbetrag liegenden, je-
doch höheren als den tatsächlich entrich-
teten oder zu entrichtenden Betrag ver-
rechnen;

10. von ihren Auftraggebern zu Verschwiegen-
heit verpflichtet wurden und dieser Ver-
pflichtung nicht nachkommen oder ihre
Arbeitnehmer und sonstigen Mitarbeiter
nicht zu dieser Verschwiegenheit ver-
pflichten;

11. anvertraute Gelder oder Urkunden rechts-
widrig zurückbehalten;

12. unerlaubte Titel führen;
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13. in nicht durch die Z. 5 erfaßten Fällen in-
folge Vernachlässigung der ihnen oblie-
genden Sorgfalt (§ 2) über das zu ver-
mittelnde Rechtsgeschäft oder über Um-
stände, die für die Beurteilung des Rechts-
geschäftes wesentlich sind (z. B. die Be-
schaffenheit des Hauses oder der Wohnung,
Immissionen von einem Nachbarn), unzu-
treffende oder unzureichende Mitteilungen
machen;

14. bei dem Anbieten oder der Durchführung
einer Vermittlung die §§ 6 bis 20 nicht be-
achten.

(2) Wenn die Immobilienmakler Vermitt-
lungen betreffend Wohnungen anbieten oder
durchführen, haben sie den Hinweis gemäß
Abs. 1 Z. 2, wenn er mündlich erfolgte, unver-
züglich schriftlich zu bestätigen.

(3) Abs. 1 Z. 2 und Abs. 2 sind nicht anzu-
wenden, wenn es sich um eine Berufstätigkeit in
den für den Verkehr mit den Kunden der Immo-
bilienmakler bestimmten Geschäftsräumen oder
um Vermittlungen betreffende Inserate in perio-
dischen Druckschriften handelt; solche Inserate
müssen jedoch erkennen lassen, daß sie von
Immobilienmaklern stammen.

(4) In der Übersicht gemäß Abs. 1 Z. 5 sind
alle dem Auftraggeber voraussichtlich erwach-
senden Kosten, die dem Immobilienmakler mit
Rücksicht auf die Sachlage bekannt sind oder
bei Anwendung der ihm obliegenden Sorgfalt
(§ 2) bekannt sein könnten, anzuführen.

(5) Wenn die Alleinvermittlung Wohnungen
betrifft, darf die Frist gemäß Abs. 1 Z. 6

1. bei der Vermittlung von Bestandverträgen
und sonstigen den Gebrauch oder die
Nutzung betreffenden Verträgen höchstens
drei Monate
und

2. bei der Vermittlung von den Erwerb des
Eigentums betreffenden Verträgen höch-
stens sechs Monate

betragen.

(6) Für den Fall, daß eine erfolgreiche Vermitt-
lung innerhalb der unter Beachtung des Abs. 5
vereinbarten Frist deshalb nicht rechtswirksam
zustandekommt, weil eine für die Gültigkeit des
betreffenden Rechtsgeschäftes erforderliche und
innerhalb der gemäß Abs. 5 vereinbarten Frist
beantragte Bewilligung noch nicht vorliegt, darf
vereinbart werden, daß sich die gemäß Abs. 5
vereinbarte Frist um den für die Erwirkung dieser
Bewilligung erforderlichen Zeitraum verlängert.

(7) Ferner darf vereinbart werden, daß in den
Fällen, in denen eine Gemeinde von dem im
Stadterneuerungsgesetz geregelten Anbot oder
von dem im Bodenbeschaffungsgesetz geregelten

Eintrittsrecht Gebrauch macht oder eine Person
von der im Ausländergrunderwerbsrecht oder
Grundverkehrsrecht geregelten Berechtigung zu
gleichen Bedingungen zu erwerben Gebrauch
macht oder eine Person ihr Vorkaufsrecht oder
Wiederkaufsrecht ausübt, sich die unter Beach-
tung des Abs. 5 vereinbarte Frist um den gemäß
Abs. 5 in Betracht kommenden Zeitraum ver-
längert.

§ 5. Die Immobilienmakler verhalten sich bei
Ausübung ihres Gewerbes anderen Berufsan-
gehörigen gegenüber insbesondere dann standes-
widrig, wenn sie

1. die Berufsangabe unterlassen;
2. mit Personen zusammenarbeiten oder eine

sonstige die Ausübung des Gewerbes der
Immobilienmakler betreffende Verbindung
eingehen, obwohl sie wissen oder bei An-
wendung der ihnen obliegenden Sorgfalt
(§ 2) wissen könnten, daß diese Personen
das Gewerbe der Immobilienmakler oder
das Gewerbe der Immobilienverwaltung
ohne entsprechende Konzession oder ein
sonstiges Gewerbe ohne entsprechende Ge-
werbeberechtigung ausüben;

3. in Fällen gemeinsamer Auftragsbearbeitung
ohne ausdrückliche Zustimmung des be-
auftragten Immobilienmaklers mit dem Auf-
traggeber direkt in Verbindung treten;

4. insbesondere in Fällen gemeinsamer Auf-
tragsbearbeitung einem anderen Immobi-
lienmakler infolge Vernachlässigung der
ihnen obliegenden Sorgfalt (§ 2) über das
zu vermittelnde Rechtsgeschäft oder über
Umstände, die für die Beurteilung des
Rechtsgeschäftes wesentlich sind (z. B.
Beschaffenheit des Hauses oder der Woh-
nung, Immissionen von einem Nachbarn),
unzutreffende oder unzureichende Mittei-
lungen machen;

5. einen Vermittlungsauftrag annehmen, ob-
wohl sie wissen oder bei Anwendung der
ihnen obliegenden Sorgfalt (§ 2) wissen
könnten, daß der einem anderen befugten
Immobilienmakler erteilte Alleinvermitt-
lungsauftrag noch aufrecht ist, oder un-
lautere Kundenabwerbung betreiben;

6. die unentgeltliche Durchführung von Ver-
mittlungen anbieten oder diese Vermitt-
lungen zu Bedingungen (insbesondere Pro-
visionen oder sonstigen Vergütungen) an-
bieten oder durchführen, die einer ordnungs-
gemäßen kaufmännischen Geschäftsführung
widersprechen;

7. bei dem Anbieten oder der Durchführung
einer Vermittlung die §§ 6 bis 20 nicht be-
achten.

§ 6. Die Immobilienmakler haben die Ein-
stellung oder das Ruhen der Gewerbeausübung
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ihren Auftraggebern rechtzeitig, spätestens aber
3 Wochen vorher anzuzeigen.

§ 7. (1) Die Immobilienmakler haben der zu-
ständigen Landesinnung der Immobilienmakler,
Immobilienverwalter und Inkassobüros die Auf-
nahme und die Beendigung der Tätigkeit ihrer
Arbeitnehmer und sonstigen Mitarbeiter um-
gehend, spätestens aber 2 Wochen nach dem
Zeitpunkt der Aufnahme oder der Beendigung
der Tätigkeit schriftlich mitzuteilen.

(2) In der Mitteilung gemäß Abs. 1 sind der
Vor- und der Familienname, Alter, Staatsange-
hörigkeit und Wohnadresse der betreffenden Ar-
beitnehmer und sonstigen Mitarbeiter anzu-
geben.

Höchstbeträge der Provisionen oder sonstigen
Vergütungen — Ersichtlichmachung

§ 8. (1) Für Vermittlungen dürfen die Immo-
bilienmakler nur für den Fall, daß diese Vermitt-
lungen erfolgreich sind (Abs. 2), oder in den
Fällen des § 9 Provisionen oder sonstige Vergü-
tungen vereinbaren; sie dürfen hiebei die Provi-
sionen oder sonstigen Vergütungen — ausschließ-
lich der Umsatzsteuer — nur bis zu den sich aus
den Abs. 3 bis 13 und aus den §§ 10 bis 20 er-
gebenden Höchstbeträgen vereinbaren. Die Ver-
einbarung von Vergütungen wie Einschreib-,
Vormerk- oder Bearbeitungsgebühren usw. für
nicht unter den ersten Satz fallende Vermitt-
lungen ist unzulässig, es sei denn, es handelt sich
um die Vergütung von Barauslagen für vom Auf-
traggeber gewünschte besondere Maßnahmen
(z. B. Werbung durch Prospekte). Insbesondere
ist das entgeltliche Namhaftmachen eines anderen
Immobilienmaklers unzulässig.

(2) Die Vermittlung ist nur dann als erfolgreich
im Sinne des Abs. 1 anzusehen, wenn das im
Vermittlungsauftrag bezeichnete Rechtsgeschäft
durch die Tätigkeit des Immobilienmaklers zwi-
schen dem Auftraggeber und dem vom Immobilien-
makler namhaft gemachten Interessenten rechts-
wirksam zustande gekommen ist, oder wenn der
Fall des § 13 Abs. 2 gegeben ist.

(3) Soweit Provisionen oder sonstige Vergü-
tungen nicht vereinbart werden dürfen, dürfen
sie auch nicht gefordert oder genommen werden.

(4) Wenn zwei oder mehrere Immobilienmakler
an der Vermittlung beteiligt waren, darf nur jener
Immobilienmakler vom Auftraggeber eine Pro-
vision oder sonstige Vergütung verlangen, dessen
Verdienstlichkeit an der Vermittlung überwogen
hat. Ist keine überwiegende Verdienstlichkeit
eines Immobilienmaklers an der Vermittlung ge-
geben, so darf nur jener Immobilienmakler vom
Auftraggeber eine Provision oder sonstige Ver-
gütung verlangen, der ihm als erster den Partner
des Rechtsgeschäftes genannt hat.

(5) Der Berechnung der Provision oder son-
stigen Vergütungen dürfen nur den Rechtsvor-
schriften entsprechende Beträge (Kaufpreise,
Bruttomietzinse, im § 15 genannte Abgeltung
usw.) zugrunde gelegt werden.

(6) Für den Fall, daß der gemäß einer bestimm-
ten Ziffer des § 10 Abs. 1, des § 17 Abs. 1 oder
des § 18 Abs. 1 zu berechnende Provisionsbetrag
geringer wäre als der mit dem Prozentsatz der
nächstniederen Ziffer vom Höchstbetrag dieser
Ziffer berechnete Provisionsbetrag, darf verein-
bart werden, daß dieser Provisionsbetrag gemäß
der nächstniederen Ziffer zu bezahlen ist.

(7) Ist eine der Parteien des zu vermittelnden
Rechtsgeschäftes zur Erteilung eines Vermitt-
lungsauftrages nur unter der Bedingung bereit,
daß sie die Pflicht zur Bezahlung einer Provision
oder sonstigen Vergütung nicht trifft, so darf
der Immobilienmakler — ausgenommen in den
Fällen des Abs. 8 und 9 — mit der anderen Partei
eine Provision oder sonstige Vergütung verein-
baren, die den zulässigen Höchstbetrag bis zu
100% überschreitet.

(8) Wenn die Vermittlung eine Wohnung be-
trifft, darf der Immobilienmakler keine vom
Käufer, Bestandnehmer oder sonstigem Gebrauchs-
oder Nutzungsberechtigten zu bezahlende erhöhte
Provision im Sinne des Abs. 7 vereinbaren.

(9) Wenn die Vermittlung Häuser oder andere
Räumlichkeiten als Wohnungen (z. B. Geschäfts-
räume, Räume zur Einstellung von Kraftfahr-
zeugen) betrifft, die unter Inanspruchnahme
öffentlicher Wohnbauförderungsmittel errichtet
wurden oder werden, darf der Immobilienmakler
keine vom Käufer, Bestandnehmer oder sonstigem
Gebrauchs- oder Nutzungsberechtigten zu be-
zahlende erhöhte Provision im Sinne des Abs. 7
vereinbaren.

(10) Stehen Häuser, Wohnungen oder sonstige
Räumlichkeiten (z. B. Geschäftsräume, Räume
zur Einstellung von Kraftfahrzeugen), die unter
Inanspruchnahme öffentlicher Wohnbauförde-
rungsmittel errichtet wurden oder werden im
Baurecht oder im Eigentum des ursprünglichen
Förderungsnehmers, so darf der Immobilien-
makler keine vom Käufer, Bestandnehmer oder
sonstigem Gebrauchs- oder Nutzungsberechtigten
zu bezahlende Provision oder sonstige Vergütung
vereinbaren. Der Immobilienmakler darf jedoch
mit dem ursprünglichen Förderungsnehmer, der
ihm den ausdrücklichen schriftlichen Vermitt-
lungsauftrag erteilt hat, vereinbaren, daß der ur-
sprüngliche Förderungsnehmer auch die Provi-
sion oder sonstige Vergütung für den Käufer, Be-
standnehmer oder sonstigem Gebrauchs- oder
Nutzungsberechtigten zu bezahlen hat.

(11) Die Abs. 9 und 10 gelten nicht, wenn die
Förderungsmittel zur Gänze zurückbezahlt wor-
den sind.
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(12) Wenn die Vermittlung eine Burg, ein
Schloß oder ein Kloster betrifft, dürfen die Immo-
bilienmakler mit jeder der beiden Parteien des
zu vermittelnden Rechtsgeschäftes eine Provi-
sion oder sonstige Vergütung vereinbaren, die
den zulässigen Höchstbetrag bis zu 100% über-
schreitet.

(13) Mit dem Auftraggeber darf ein Pauschal-
entgelt vereinbart werden, dessen Höhe jedoch
den zulässigen Höchstbetrag nicht übersteigen
darf.

(14) Die Immobilienmakler haben in den für
den Verkehr mit Kunden bestimmten Geschäfts-
räumen die für Vermittlungen zulässigen Höchst-
beträge der Provisionen oder sonstigen Vergü-
tungen mit dem ausdrücklichen Hinweis, daß es
sich um Höchstbeträge handelt, ersichtlich zu
machen.

§ 9. (1) Der Immobilienmakler darf für den
Fall, daß die Vermittlung trotz seiner zweckent-
sprechenden auf eine Vermittlung gerichteten
Tätigkeit nicht als erfolgreich im Sinne des § 8
Abs. 2 anzusehen ist, mit dem Auftraggeber eine
dem § 8 Abs. 1 entsprechende Provision oder
sonstige Vergütung nur dann vorsehen, wenn

1. der Auftraggeber innerhalb der vereinbarten
Frist
a) den Alleinvermittlungsauftrag widerruft

oder
b) das im Alleinvermittlungsauftrag be-

zeichnete Rechtsgeschäft alleine oder mit
Hilfe eines anderen Immobilienmaklers

abschließt;

2. das im Vermittlungsauftrag bezeichnete
Rechtsgeschäft nur deshalb nicht zustande-
kommt, weil es vom Auftraggeber gegen
Treu und Glauben vereitelt wurde (z. B.
wenn der Auftraggeber entgegen dem bis-
herigen Verhandlungsverlauf ohne wichti-
gen Grund auf einen für das Zustande-
kommen des Rechtsgeschäftes erforderlichen
bevorstehenden Rechtsakt verzichtet);

3. das im Vermittlungsauftrag bezeichnete
Rechtsgeschäft nicht mit dem vom Immo-
bilienmakler namhaft gemachten Interessen-
ten zustandekommt, sondern
a) mit der Gemeinde, die von dem im Stadt-

erneuerungsgesetz geregelten Anbot Ge-
brauch macht,

b) mit der Gemeinde, die von dem im Bo-
denbeschaffungsgesetz geregelten Ein-
trittsrecht Gebrauch macht,

c) mit einer Person, die von der im Grund-
verkehrsrecht oder im Ausländergrund-
erwerbsrecht geregelten Berechtigung
zu gleichen Bedingungen zu erwerben,
Gebrauch macht oder,

d) mit einer Person, die ihr Vorkaufsrecht
oder Wiederkaufsrecht ausübt;

4. mit dem vom Immobilienmakler namhaft
gemachten Interessenten
a) ein anderes als das im Vermittlungsauf-

trag genannte Rechtsgeschäft (z. B.
Miete statt Kauf) abgeschlossen wird
(Abs. 2) oder

b) zwar das im Vermittlungsauftrag genann-
te Rechtsgeschäft, jedoch über eine nicht
im Vermittlungsauftrag genannte Liegen-
schaft, Wohnung usw. abgeschlossen wird
(Abs. 2);

5. das im Vermittlungsauftrag bezeichnete
Rechtsgeschäft
a) nicht mit dem Auftraggeber, sondern

mit einer anderen Person zustandekommt,
weil der Auftraggeber die ihm vom
Immobilienmakler mitgeteilte Möglich-
keit zum Abschluß eines Rechtsgeschäftes
dieser dritten Person bekanntgegeben hat
oder

b) nicht mit dem vom Immobilienmakler
namhaft gemachten Interessenten, son-
dern mit einer anderen Person zustande-
kommt, weil dieser Interessent die ihm
vom Immobilienmakler mitgeteilte Mög-
lichkeit zum Abschluß eines Rechtsge-
schäftes dieser dritten Person bekannt-
gegeben hat.

(2) Für den Fall, daß innerhalb von drei Jahren
nach Abschluß eines im Abs. 1 Z. 4 lit. a oder b
angeführten Rechtsgeschäftes mit dem vom
Immobilienmakler namhaft gemachten Interessen-
ten auch

a) das im Vermittlungsauftrag bezeichnete
Rechtsgeschäft (Abs. 1 Z. 4 lit. a) oder

b) das Rechtsgeschäft über die im Vermitt-
lungsauftrag bezeichnete Liegenschaft oder
Wohnung usw. (Abs. 1 Z. 4 lit. b)

zustandekommt, für dessen Vermittlung eine
höhere Provision oder eine höhere sonstige Ver-
gütung als für die Vermittlung des zuerst abge-
schlossenen Rechtsgeschäftes zulässig ist, darf
auch vereinbart werden, daß dem Immobilien-
makler die Differenz zwischen dieser höheren
Provision oder höheren sonstigen Vergütung
und der auf Grund des ersten Rechtsgeschäftes
erhaltenen niedrigeren Provision oder niedrigeren
sonstigen Vergütung zusteht.

Höchstbeträge bei Vermittlungen des Kaufes,
Verkaufes oder Tausches von Liegenschaften,
oder im Wohnungseigentum stehenden Lie-

genschaftsteilen

§ 10. (1) Für die Vermittlung des Kaufes, Ver-
kaufes oder Tausches einer Liegenschaft oder
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eines Liegenschaftsanteiles dürfen die Immobi-
lienmakler höchstens nachstehende Provisionen
oder sonstige Vergütungen vereinbaren:

Diese Höchstbeträge dürfen mit jeder der beiden
Parteien des Kauf- oder Tauschvertrages verein-
bart werden.

(2) Abs. 1 gilt auch für die Vermittlung des
Kaufes, Verkaufes oder Tausches von Liegen-
schaftsteilen, an denen Wohnungseigentum nach
dem Wohnungseigentumsgesetz 1975, BGBl.
Nr. 417, besteht oder vereinbarungsgemäß be-
gründet wird.

Höchstbeträge bei Vermittlung des Kaufes,
Verkaufes oder Tausches von Unternehmen

§ 11. (1) Für die Vermittlung des Kaufes, Ver-
kaufes oder Tausches von Unternehmen aller
Art dürfen die Immobilienmakler mit jeder Partei
des Kauf- oder Tauschvertrages eine Provision
oder sonstige Vergütung von höchstens 5% des
Wertes (§ 12) vereinbaren.

(2) Für die Vermittlung von Beteiligungen aller
Art an Unternehmen dürfen die Immobilien-
makler mit jeder der beiden Parteien des Vertrages
eine Provision von höchstens 5% des Beteili-
gungswertes vereinbaren.

Berechnung des Wertes

§ 12. (1) Der Wert gemäß § 10 Abs. 1 und
§ 11 Abs. 1 ist nach dem zwischen den Parteien
vereinbarten Kaufpreis für das Objekt — in den
Fällen des § 9 Abs. 1 Z. 1 lit. b nach dem im
Alleinververmittlungsauftrag festgelegten Preis,
wenn der von den Parteien vereinbarte Kaufpreis
höher ist — und dem Betrag, der den vom Käufer
übernommenen Verpflichtungen, den Hypotheken
und sonstigen geldwerten Lasten entspricht, und
— sofern nicht schon im vorgenannten Kaufpreis
für das Objekt enthalten — nach dem Verkehrs-
wert der Warenlager, der Einrichtungs- und Aus-
stattungsgegenstände wie Maschinen und Geräte
und sonstiger Betriebsmittel sowie Organisa-
tionsmittel jeder Art zu berechnen.

(2) Im Falle eines Tausches gilt als Wert gemäß
§ 10 Abs. 1 und § 11 Abs. 1 bei Objekten mit
gleichem Verkehrswert der einfache Verkehrs-
wert, bei Objekten mit unterschiedlichem Ver-
kehrswert der höhere Verkehrswert.

(3) Bei der Bestimmung des Verkehrswertes
eines Objektes gemäß Abs. 2 sind auch die Ver-
kehrswerte der Warenlager, der Einrichtungs-
und Ausstattungsgegenstände wie Maschinen
und Geräte und sonstiger Betriebsmittel sowie
Organisationsmittel jeder Art in Rechnung zu
stellen.

Höchstbeträge bei Vermittlungen von Hypo-
thekardarlehen

§ 13. (1) Für die Vermittlung von Hypothe-
kardarlehen dürfen die Immobilienmakler mit
ihren Auftraggebern eine Provision oder sonstige
Vergütung von höchstens 2% der Darlehens-
summe vereinbaren.

(2) Die Immobilienmakler dürfen die Provision
oder sonstige Vergütung (Abs. 1) für den Fall
vereinbaren, daß die Zusage des Geldgebers vor-
liegt, das Darlehen zu den vom Darlehenswerber
akzeptierten Bedingungen auszubezahlen.

(3) Der Immobilienmakler darf mit dem Auf-
traggeber für den Fall einer durch den Immobi-
lienmakler vermittelten Darlehensgewährung ver-
einbaren, daß für jede innerhalb der nächsten
achtzehn Monate ab der ersten Darlehensge-
währung ohne weiteres Tätigwerden des Immo-
bilienmaklers erfolgende weitere Darlehensge-
währung durch denselben Geldgeber eine weitere
Provision oder sonstige Vergütung, an den Immo-
bilienmakler zu bezahlen ist, und zwar

1. für jede innerhalb des Zeitraumes gerechnet
vom ersten bis zum zwölften Monat erfol-
gende weitere Darlehensgewährung eine
Provision oder sonstige Vergütung von
höchstens 2% der Darlehenssumme und

2. für jede innerhalb des Zeitraumes gerechnet
vom dreizehnten bis zum achtzehnten Monat
erfolgende weitere Darlehensgewährung eine
Provision oder sonstige Vergütung von
höchstens 1% der Darlehenssumme.

Höchstbeträge bei Vermittlung von Be-
standverträgen

§ 14. (1) Für die Vermittlung der Haupt- oder
Untermiete von Geschäftsräumen aller Art (Lo-
kalen, Verkaufsräumen, Magazinen, Garagen,
Werkstätten, Arbeits-, Büro- oder Kanzleiräu-
men, Lager- oder Einstellplätzen usw.) und der
Haupt- oder Untermiete von Wohnungen (aus-
genommen die Vermittlung der Untermiete von
einzelnen Wohnräumen) dürfen die Immobilien-
makler mit jeder der beiden Parteien des Miet-
vertrages eine Provision oder sonstige Vergütung
höchstens in der Höhe des dreifachen monatlichen
Bruttomietzinses (§ 19) vereinbaren.

(2) Wenn der Bruttomietzins erheblich unter
dem für ein gleichwertiges Bestandobjekt auf
dem freien Markt üblichen Bruttomietzins liegt,
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dürfen die Immobilienmakler, sofern es sich
um keine mangelhaft ausgestattete Wohnung im
Sinne des § 3 Z. 10 des Stadterneuerungsgesetzes,
BGBl. Nr. 287/1974, handelt, mit beiden Parteien
des Mietvertrages vereinbaren, daß für die Be-
rechnung der Provision oder sonstigen Vergütung
gemäß Abs. 1 anstelle des vereinbarten Haupt-
mietzinses der gemäß § 32 Abs. 2 Z. 1, 2 und 4
des Wohnbauförderungsgesetzes 1968, BGBl.
Nr. 280/1967, i. d. F. der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 232/1972 und BGBl. Nr. 449/1974 für eine
neu errichtete Wohnung gleicher Nutzfläche
errechnete und um die Hälfte verminderte Haupt-
mietzins (Abs. 3) maßgebend ist.

(3) Der Berechnung des im Abs. 2 angeführten
Hauptmietzinses sind die gemäß § 2 Abs. 2
des Wohnbauförderungsgesetzes 1968 i. d. F.
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 232/1972 und
BGBl. Nr. 366/1975 für das betreffende Bundes-
land jeweils geltenden angemessenen Gesamtbau-
kosten je Quadratmeter Nutzfläche zugrunde zu
legen.

(4) Die Beschränkung des Abs. 1 und 2 hin-
sichtlich des Höchstbetrages der Provision oder
sonstigen Vergütung gilt nicht, wenn die Ver-
mittlung der Miete von Wohnungen zum Zwecke
der Unterbringung von Mietern erfolgt, die die
Rechte an ihren früheren Wohnungen im Zuge
von Assanierungsmaßnahmen im Sinne des Stadt-
erneuerungsgesetzes oder bei Kündigungen ge-
mäß § 19 Abs. 2 Z. 4, Z. 4 a oder Z. 4 b Mieten-
gesetz, BGBl. Nr. 210/1929, i. d. F. des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 409/1974 verloren haben oder
verlieren werden, und der Immobilienmakler nur
mit dem ihn beauftragenden Eigentümer oder
Bauorganisator des zu assanierenden Hauses
eine Vereinbarung über eine Provision oder
sonstige Vergütung trifft.

§ 15. Der Immobilienmakler darf mit dem Ver-
mieter und mit dem Vormieter vereinbaren, daß
sie ihm für seine Vermittlungstätigkeit eine Pro-
vision oder sonstige Vergütung von höchstens
je 5% der vom Mieter aus Anlaß des Abschlusses
des Mietvertrages an sie geleisteten den Rechts-
vorschriften (insbesondere dem Mietengesetz)
nicht widersprechenden Abgeltung für Investi-
tionen oder Einrichtungsgegenstände zu ent-
richten haben.

§ 16. Für die Vermittlung der Untermiete an
einzelnen Wohnräumen dürfen die Immobilien-
makler mit jeder Partei des Untermietvertrages
höchstens eine Provision oder sonstige Vergü-
tung in der Höhe des einfachen monatlichen
Mietzinses vereinbaren.

§ 17. (1) Für die Vermittlung der auf bestimmte
Dauer vereinbarten Pacht von Liegenschaften
oder Liegenschaftsteilen, wie insbesondere von
land- und forstwirtschaftlich genutzten Grund-

stücken (Gütern), oder von land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieben dürfen die Immobi-
lienmakler höchstens nachstehende Provisionen
oder sonstige Vergütungen vereinbaren:

Die Höchstbeträge dürfen mit jeder der beiden
Parteien des Pachtvertrages vereinbart werden.

(2) Für die Vermittlung der nicht auf bestimmte
Dauer vereinbarten Pacht von Liegenschaften
oder Liegenschaftsteilen, wie insbesondere von
land- und forstwirtschaftlich genutzten Grund-
stücken (Gütern), oder von land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieben dürfen die Immobi-
lienmakler mit jeder Partei des Pachtvertrages
eine Provision oder sonstige Vergütung in der
Höhe von höchstens 5% des auf die Pachtdauer
von fünf Jahren entfallenden Pachtschillings ver-
einbaren.

(3) Der Immobilienmakler darf mit jeder Partei
des Pachtvertrages für den Fall, daß anläßlich
der Verpachtung der Pächter Vieh-, Feld- und
Gutsinventar, Erntevorrat o. dgl. ablöst, verein-
baren, daß ihm jede Partei des Pachtvertrages
höchstens 3% des Gegenwertes dieses Zugehörs
zu entrichten hat.

§ 18. (1) Für die Vermittlung der auf bestimmte
Dauer vereinbarten Pacht von nicht durch § 17
erfaßten Unternehmen aller Art dürfen die Immo-
bilienmakler höchstens nachstehende Provisionen
oder sonstige Vergütungen vereinbaren:

Diese Höchstbeträge dürfen mit jeder der
beiden Parteien des Pachtvertrages vereinbart
werden.

(2) Für die Vermittlung der nicht auf bestimmte
Dauer vereinbarten Pacht von nicht durch § 17
erfaßten Unternehmen aller Art dürfen die Immo-
bilienmakler mit jeder Partei des Pachtvertrages
eine Provision oder sonstige Vergütung höchstens
in der Höhe des auf die Pachtdauer von drei
Monaten entfallenden Pachtschillings vereinbaren.
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§ 19. (1) Der Berechnung der Provision oder
der sonstigen Vergütung ist im Falle des § 14
Abs. 1 der vereinbarte Bruttobestandzins, in
den Fällen der §§ 16 bis 18 der vereinbarte Be-
standzins, wenn jedoch der tatsächlich bezahlte
Bruttobestandzins oder der tatsächlich bezahlte
Bestandzins höher ist, dann dieser tatsächlich be-
zahlte Zins zugrunde zu legen.

(2) Der Berechnung des Bruttobestandzinses
oder des Bestand2inses gemäß Abs. 1 ist, sofern
nicht im vereinbarten Bruttobestandzins oder
vereinbarten Bestandzins bereits enthalten, auch
das Entgelt für die vom Bestandvertrag ebenfalls
erfaßten Einrichtungs- und Ausstattungsgegen-
stände wie Maschinen und Geräte und sonstigen
Betriebsmittel sowie Organisationsmittel jeder
Art zugrunde zu legen.

§ 20. Für eine nicht unter die §§ 14 bis 18
fallende Vermittlung von Verträgen über den
Gebrauch oder die Nutzung dürfen die Immobi-
lienmakler mit jeder Partei des Vertrages höch-
stens eine Provision oder sonstige Vergütung in
der Höhe des dreifachen monatlichen Bruttoent-
geltes vereinbaren. § 14 Abs. 2 bis 4, § 15 und
§ 19 sind sinngemäß anzuwenden.

Schlußbestimmung

§.21. Diese Verordnung tritt mit 1. August 1978
in Kraft.

Staribacher

3 2 4 . Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom 21. Juni
1978 über die Vorbildung von Lebensmittel-
gutachtern an Bundesanstalten für Lebens-
mitteluntersuchung (Lebensmittelgutachter-

verordnung)

Auf Grund des § 47 Abs. 2 des Lebensmittel-
gesetzes 1975, BGBl. Nr. 86, wird verordnet:

§ 1. Personen, die für die eigenverantwort-
liche Ausarbeitung von Gutachten in den Bundes-
anstalten für Lebensmitteluntersuchung herange-
zogen werden dürfen, müssen die in den §§ 2
bis 5 dieser Verordnung enthaltenen Vorausset-
zungen der wissenschaftlichen Berufsvorbildung
und praktischen Ausbildung erfüllen.

§ 2. Für die wissenschaftliche Berufsvorbildung
ist die Erlangung des Diplomgrades oder Dok-
torates einer inländischen Universität über eine

der in Anlage 1 genannten Studienrichtungen
(im angeführten Studienzweig) oder eines in
Österreich nostrifizierten gleichwertigen aus-
ländischen Diplomgrades (Doktorates) nachzu-
weisen.

§ 3. (1) Für die praktische Ausbildung ist eine
nach erlangtem Diplomgrad oder Doktorat
absolvierte praktische Tätigkeit auf dem Gebiete
der Untersuchung von dem Lebensmittelgesetz
1975 unterliegenden Waren in einem Universi-
tätsinstitut, einer staatlichen oder privaten Unter-
suchungsanstalt oder einem Forschungslaborato-
rium, die in Anlage 2 genannt sind, nachzu-
weisen.

(2) Die praktische Tätigkeit nach Abs. 1 hat
insgesamt fünf Jahre zu betragen; sie hat alle in
Anlage 3 genannten Teilgebiete zu umfassen.

(3) Die Dauer der praktischen Ausbildung hat
in jeder in der Anlage 3 genannten Gruppe
mindestens ein Jahr zu betragen.

§ 4. (1) Bei einer auf ein Teilgebiet der An-
lage 3 beschränkten Heranziehung zur Ausarbei-
tung von Gutachten genügt eine dreijährige prak-
tische Tätigkeit nach § 3 Abs. 1 auf diesem Teil-
gebiet.

(2) Für eine sich auf ein weiteres Teilgebiet
derselben Gruppe der Anlage 3 erstreckende Gut-
achtertätigkeit ist eine dreimonatige, für ein
weiteres Teilgebiet einer anderen Gruppe ist eine
sechsmonatige praktische Tätigkeit nach § 3 Abs. 1
auf diesem Teilgebiet nachzuweisen.

§ 5. (1) Wurde im Rahmen der wissenschaft-
lichen Berufsvorbildung der Studienzweig
„Lebensmittelchemie" oder an der Veterinär-
medizinischen Universität das Erweiterungs-
studium „Lebensmittelhygiene" absolviert, ver-
kürzt sich die praktische Tätigkeit (§ 3 Abs. 2
und 3, § 4 Abs. 1) um jeweils ein Viertel.

(2) Soweit eine Person eine Lehrbefugnis im
Rahmen einer der in der Anlage 1 angeführten
Studienrichtungen nach § 23 Abs. 1 lit. a Z. 1
und 5 des Universitätsorganisationsgesetzes 1975,
BGBl. Nr. 258, besitzt, verkürzt sich die nach
§ 3 Abs. 2 und 3 geforderte Dauer der prak-
tischen Tätigkeit um die Hälfte, die praktische
Tätigkeit nach § 4 Abs. 1 auf zwei Jahre.

(3) Eine gleichzeitige Verkürzung der prak-
tischen Tätigkeit nach Abs. 1 und Abs. 2 ist
unzulässig; ebenso eine Verkürzung nach § 4
Abs. 2.

Leodolter
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Anlage 1

Zu den §§ 2 und 5

Anlage 2
Zu § 3

1. Universitätsinstitute mit folgenden Tätigkeitsbereichen:

Chemie, Physiologie, Hygiene, Lebensmitteltechnologie, Mikrobiologie, Pharmakologie, Pharma-
kognosie, Pharmakodynamik, Toxikologie, Zoologie, Botanik, Lebensmittelhygiene

2. Staatliche Untersuchungsanstalten

Bundesanstalt für Lebensmitteluntersuchung und -forschung
Bundesanstalten für Lebensmitteluntersuchung
Lebensmitteluntersuchungsanstalten der Länder und Gemeinden (§ 49 LMG 1975)
Bundesstaatliche Anstalt für experimentell-pharmakologische und bälneologische Untersuchungen
Bundesanstalt für Tierseuchenbekämpfung in Mödling
Bundesanstalten für veterinärmedizinische Untersuchungen
Bundesstaatliche bakteriologisch-serologische Untersuchungsanstalten
Hygienisch-bakteriologische Untersuchungsanstalt der Stadt Wien
Bundeslehr- und Versuchsanstalt für alpenländische Milchwirtschaft in Rotholz
Höhere Bundeslehr- und Versuchsanstalt für Wein- und Obstbau in Klosterneuburg
Bundeslehr- und Versuchsanstalt für Milchwirtschaft in Wolfpassing
Landwirtschaftlich-chemische Bundesversuchsanstalten
Bundesanstalt für Pflanzenschutz
Bundesanstalt für Virusseuchenbekämpfung bei Haustieren
Bundesanstalt für chemische und pharmazeutische Untersuchungen
Bundesanstalt für Pflanzenbau und Samenprüfung
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3. Private Untersuchungsanstalten und Forschungslaboratorien

Lebensmittel-Versuchsanstalt Blaasstraße
Österreichische Studiengesellschaft für Atomenergie Ges. m. b. H.
Versuchsstation für das Gärungsgewerbe
Zentrallabor für den Milchwirtschaftsfonds
Forschungsinstitut der Ernährungswirtschaft in Wien
Zuckerforschungs-Institut im Fachverband der Nahrungs- und Genußmittel-Industrie Österreichs

Anlage 3
Zu den §§ 3 und 4

TEILGEBIETE EINGESCHRÄNKTER BEGUTACHTUNG

Gruppe A

1. Milch und Milchprodukte
2. Fleisch und Fleischwaren, Fische, Geflügel, Wild, Eier und sonstige tierische Produkte, soweit

sie nicht in Z. 1 angeführt sind

Gruppe B

3. Fette und Öle, Kakao und Kakaoerzeugnisse
4. Obst, Gemüse, Obst- und Gemüseerzeugnisse, Gewürze, sonstige pflanzliche Produkte sowie

alkoholfreie Getränke, soweit sie nicht in Z. 3, 5 und 6 angeführt sind
5. Mahl- und Schälprodukte, Brot- und Backerzeugnisse
6. Zucker, Zuckerarten, Honig, Speiseeis, Süßwaren
7. Alkoholische Getränke

Gruppe C

8. Gebrauchsgegenstände
9. Kosmetische Mittel

Gruppe D

10. Trinkwasser und Mineralwasser
11. Hygiene und Mikrobiologie einschließlich Toxikologie der Waren, die dem Lebensmittelgesetz

1975 unterliegen

Anmerkung:

Zu Z. 1 bis 10: Das jeweilige Gebiet umfaßt die namentlich dort genannten Waren; deren Hygiene,
Mikrobiologie und Toxikologie aber nur dann, wenn im Rahmen der Berufsvor-
bildung das Studium der Medizin oder Veterinärmedizin absolviert worden ist.

Zu Z. 1 bis 7: Das jeweilige Gebiet umfaßt auch Verzehrprodukte und Zusatzstoffe.


